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Wirtschaft neu denken – und die Rolle des Staates*

Als Nicht-Ökonom möchte ich eine Brücke 
schlagen von der vorangegangenen, dem Me-
ga- und Metathema Nachhaltigkeit gewidme-
ten Ringvorlesung zu den im eigentlichen Sinn 
wirtschaftswissenschaftlichen und wirtschafts-
politischen Vorträgen dieses Semesters. Nach 
meiner Beobachtung haben wir Jahrzehnte da-
mit zugebracht, Ökologie und Ökonomie als 
Gegensätze in Stellung zu bringen, falsche Pri-
oritäten zu setzen, weltanschauliche Schlach-
ten zu schlagen, während die Umwelt allmäh-
lich und neuerdings rasant zugrunde geht, und 
die eindeutigen Hinweise, die uns die Natur-
wissenschaften in Sachen Klimawandel und Ar-
tensterben gegeben haben, wurden als 
Alarmismus abgetan. Mein Vortrag verbindet 
einige grundsätzliche Erwägungen mit einem 
konkreten Vorschlag für ökologische Investiti-
onen und einem politischen Modernisierungs-
ansatz. Es geht mir um die Wiedereinbettung 
der wirtschaftlichen Aktivitäten in die breiteren 
gesellschaftlichen Vollzüge und ein Wirt-
schaftshandeln, das die elementaren Naturge-
setze anerkennt, konkret also um Dekarboni-
sierung und den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien, den Rückbau der fossilen Infrastrukturen 
und den Abbau unsinniger Subventionen, 
letztlich die Schaffung einer Kreislaufwirt-
schaft. Das richtet sich nicht gegen die Markt-
wirtschaft, es ist vielmehr ein Projekt ihrer Er-
neuerung und Transformation. Es bestehen 
freilich ernstzunehmende Zweifel, ob es einen 
„Grünen Kapitalismus“ überhaupt geben 
kann. Ein Weg könnte der von uns und ande-
ren konzipierten Zukunftsfonds sein, und eine 
Voraussetzung der Umbau des Regierungsap-
parates. Die Große Transformation des lau-
fenden Jahrzehnts setzt viele Brückenbil-

dungen voraus: Brücken nicht nur zwischen 
Ökologie und Ökonomie und zwischen den 
herkömmlich getrennten, durch Spezialisie-
rung oft kommunikationsunfähig gewordenen 
Disziplinen, sondern auch zwischen den Kul-
turen und Generationen.
Viele Schaubilder zeigen eine ideale Welt der 
Nachhaltigkeit: in der Schnittfläche von Um-
welt, Gesellschaft und Wirtschaft soll es ge-
recht, tragfähig und lebenswert zugehen. Das 
Nachhaltigkeitsprinzip geht bekanntlich auf 
Hans Carl von Carlewitz und seine Silvicultura 
oeconomica von 1713 zurück, eine forstwirt-
schaftliche Grundlagenforschung, die weniger 
auf Umwelterhaltung an sich aus war denn auf 
Sicherung nachwachsender Rohstoffe. Wer 
jüngst einen Waldspaziergang gemacht hat, 
hat bitter erfahren, wie weit die aktuelle Forst-
wirtschaft von diesem konservativen Vordenker 
entfernt ist.
Nachhaltigkeit geht natürlich nicht ohne „die“ 
Wirtschaft, die sich lange Zeit als Hauptbrem-
ser einer überfälligen Dekarbonisierung betäti-
gt hat, nun aber mehr und mehr zu deren Trei-
ber wird. Unternehmen investieren massiv und 
ernsthaft in den Rück- und Umbau der fossilen 
Infrastrukturem, Wirtschaftsverbände mahnen 
die Regierenden zu rascherem Kohleausstieg, 
die Wirtschaftswissenschaft hat Nachhaltig-
keitsaspekte systematisch einbezogen, sogar 
McKinsey hat einen ehrgeizigen Plan für Ze-
ro-Carbon bis 2045 vorgelegt. Wer die Wirt-
schaftsteile der FAZ oder des Handelsblatts von 
heute mit den Ausgaben von vor 20 Jahren ver-
gleicht, wird sie kaum wiedererkennen. Aus 
dieser Richtung kamen vor 10 Jahren noch die 
Hauptattacken gegen das WBGU-Gutachten 
(Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung 
Globale Umweltveränderungen) „Die Große 
Transformation“, an dem ich mitwirken durfte 
und dessen Titel wir dem 1944 erschienenen 

* Vortrag, gehalten am 25. Oktober 2021 in der Aula der 
Justus-Liebig-Universität.



56

Buch des Wirtschaftshistorikers Karl Polanyi 
entnommen haben, der „re-emdedding“, die 
Wiedereinbettung der Wirtschaft in die gesell-
schaftlichen Systeme forderte. Ein verselbstän-
digter, „entbetteter“ Kapitalismus wurde 1945 
als Hauptverursacher für Kriege, Krisen und Im-
perialismus gesehen. Dabei war der k.u.k-Un-
gar Polanyi, im US-Exil gelandet, kein Antikapi-
talist, aber er wollte die kapitalistische Wirt-
schaft, die er bejahte, von der kapitalistischen 
Gesellschaft unterscheiden, deren Durchmone-
tarisierung und Kommodifizierung er zurück-
wies. Das war eigentlich schon das Ende des 
Homo Oeconomicus, des einseitigen Nutzen-
maximierers, der nie zum allgemeinen Men-
schenbild taugte.
Kapitalismuskritik, das zeigen jüngste Umfra-
gen, ist weit verbreitet: mehr als die Hälfte der 
befragten Deutschen steht der kapitalistischen 
Wirtschaft eher oder sehr negativ gegenüber, 
vor allem wegen der wachsenden sozialen 
Kluft, der Umweltschäden und der Verknap-
pung preiswerten Wohnraums. Ich bin ge-
spannt, was eine erklärte Kapitalismuskritikerin 
wie Janine Wissler dazu sagen wird, möchte 
heute gleichwohl die Chancen für einen 
“Green New Deal” unterstreichen, der jetzt 
weltweit gefordert und diskutiert wird. Ich grei-
fe dabei auf Überlegungen zurück, die ich mit 
meinem Historiker-Kollegen Friedrich Lenger 
entwickelt habe und die deswegen mit Werner 
Sombart, dem „Kathedersozialisten“, einset-
zen. Der postulierte 1904, man müsse „dem 
wilden Tier ,namens Kapital‘ Zügel anlegen“, 
auch damals schon im Blick auf die Umweltzer-
störung. Das eingängige Bild, man müsse „die-
sem wilden Tier Zügel anlegen“, führt in die Ir-
re, würde damit eine Naturwüchsigkeit kapita-
listischer Entwicklung unterstellt, die es so nie 
gegeben hat. Kapitalismus ist stets an instituti-
onelle Voraussetzungen, zuvörderst Eigen-
tumsrechte, gebunden, an deren Schaffung 
gesellschaftliche Gruppen und politische Par-
teiungen von Beginn an wesentlich beteiligt 
sind. Adam Smiths commercial society be-
schrieb weniger einen Naturzustand, der durch 
staatliche Intervention verfälscht wird, als viel-
mehr eine Utopie, die der schottische Gelehrte 
den widrigen wirtschaftspolitischen Gegeben-

heiten im Vereinigten Königreich des 18. Jahr-
hunderts entgegensetzte. Smith wendet sich 
entschieden gegen die staatliche Privilegierung 
bestimmter Interessengruppen und ihrer Mo-
nopolstellung, die auf Kosten der Verbraucher 
geht (Das lässt sich heute von wirtschaftlichen 
Monopolen wie den Big Four behaupten.).
Will sagen: Anders als es die wirtschaftsliberale 
Dauerforderung nach Freisetzung der Markt-
kräfte nahelegt, sind Märkte nicht einfach da, 
sie müssen geschaffen werden, und wie das 
auch die Debatte um die varieties of capitalism 
zeigt, gibt es nicht den Kapitalismus, sondern 
viele Kapitalismen. Und nun auch einen grü-
nen? Schon die Marx‘sche Kapitalismuskritik 
war (mehr als lange wahrgenommen) von den 
schädlichen Wirkungen der kapitalistischen 
Produktion auf die natürliche Umwelt durchzo-
gen. In den Frühschriften übernahm er den Be-
griff „Stoffwechsel“ unter anderem von un-
serem Justus Liebig, definierte ihn als „fort-
währenden Austausch von Materie“, wodurch 
Pflanzen, Tiere und Menschen „ihre Individua-
lität erhalten, indem sie dieselbe fortwährend 
neu erzeugen“. Mit Wilhelm Roscher ging der 
Begriff in die Nationalökonomie als Austausch 
zwischen Mensch und Natur ein, „zunächst 
unabhängig von jeder bestimmten gesell-
schaftlichen Form“. Dabei tritt der Mensch 
dem „Naturstoff“ als „eine Naturmacht“ ent-
gegen. Er soll und kann ihn nicht beherrschen, 
„wie ein Eroberer ein fremdes Volk beherrscht“, 
also wie jemand, der „außerhalb der Natur 
steht“, Marx wusste, „daß wir mit Fleisch und 
Blut und Hirn ihr angehören und mitten in ihr 
stehn“. Tut er ihr Gewalt an, so beschädigt er 
sich selbst; denn für jeden Eroberungssieg „rä-
cht“ sich die Natur und bringt „unvorhergese-
hene Wirkungen“ zum Schaden der Menschen 
hervor. Prophetisch kam rund 130 Jahre nach 
Carlewitz eine komplexere Idee von Nachhal-
tigkeit als geschlossener Kreislauf im besagten 
Stoffwechsel zwischen Mensch und Natur ins 
Spiel. Nachhaltig ist er, wenn zwischen der Ent-
nahme und der Zurückerstattung ein Gleichge-
wicht besteht; nicht nachhaltig „durch Störung 
des Gleichgewichts zwischen Ausgabe und Ein-
nahme“ oder einen „fehlerhaften Kreislauf“. 
Bei Marx ist auch schon eine Vorstellung von 
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Generationengerechtig-
keit in einer „rationell ge-
regelten“ Produktion an-
gelegt. Könnte man diesen 
Ansatz im Sinne einer „ge-
samtkapitalistischen Ratio-
nalität“ interpretieren, wo-
mit wir zu der am Ende 
entscheidenden Frage 
kommen, ob der Kapitalis-
mus (und wenn ja, welche 
Variante) die allfälligen 
Zerstörungsprozesse, die 
die Menschheit an den 
Rand lebensgefährdender 
Kipppunkte gebracht ha-
ben, in den Griff bekom-
men kann. Und ob eine 
nachhaltige Kreislaufwirt-
schaft (mit oder ohne 
Wachstum) mit den 
Grundprinzipien kapita-
listischer Marktwirtschaf-
ten überhaupt vorstellbar 
ist, wenn diese doch stets 
(mit) ursächlich war für die 
Zerstörung der Umwelt.
Heute klafft zwischen den 
strukturellen Grundlagen 
von Produktion und Repro-
duktion und den durch 
planetare Grenzen gesetz-
ten ökologischen Notwen-
digkeiten ein riesiger Gra-
ben. Das bedeutet weder, nur und erst nach 
der Verwirklichung einer (neo-)sozialistischen 
Utopie könne wirtschaftliches Handeln mit den 
Erfordernissen von Nachhaltigkeit in Einklang 
stehen (wie Linke sagen), noch dass Reforman-
strengungen überflüssig seien (wie Radikalöko-
logen meinen). Denkbar ist eine Kombination: 
technologischer Sprung, gezielter Einsatz staat-
licher Hebel, durchschlagende Lebensstilände-
rungen der Konsumenten und Druck der parti-
zipationsbereiten Bürgerschaft – ein Pro-
gramm, das wie nebenbei ungeahnte unter-
nehmerische Energien freisetzen könnte, von 
denen die Erneuerungsdynamik des Kapitalis-
mus stets gelebt hat, ohne dass damit notwen-

dig eine noch höhere Stufe der Naturvernut-
zung und -zerstörung einhergehen muss.
Vier Faktoren könnten im Sinne des Green New 
Deal zusammenwirken:
–  staatliche Anreize „von oben“ durch eine 

„grüne“ Fiskalsteuerung und verstärkte Ban-
ken- und Börsenaufsicht, die zum Beispiel 
Cum-Ex-Geschäfte und Future Trades verhin-
dert;

–  ethische Selbsterneuerung des Finanzge-
werbes „von innen“ durch „green banking“;

–  Divestment- und Boykott-Initiativen „von un-
ten“ durch Verbraucher- und Nichtregie-
rungsorganisationen;

–  die Aufsetzung grüner Investments-Fonds.

Prof. Dr. Claus Leggewie während seines Vortrags. (Foto: JLU/Roland Duss)
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In diesem Zusammenhang fragt sich, wie 
ernst gemeint etwa der Vorschlag von 
EZB-Chefin Christine Lagarde gemeint war, 
als sie bei der Vorstellung der Investitionspla-
nung im Herbst 2020 das für die Zentralbank 
essentielle Prinzip der „Marktneutralität“ als 
„nicht immer sinnvoll“ in Frage stellte. Es be-
sagte, dass Notenbanken des Eurosystems ih-
re „QE“ (Quantitative Easing) genannten An-
leihekäufe so gestalten sollen, dass sie den 
Markt nicht verzerren und weder einzelne 
Staaten noch Unternehmen bevorzugt wer-
den. Wer sich aber für mehr Klimaschutz ein-
setze, dem müsste die Bevorzugung „grüner“ 
Unternehmensanleihen erlaubt sein. Lagarde 
bestätigte ein aus kapitalismuskritischer Sicht 
stets moniertes Marktversagen, da die Fi-
nanzmärkte offensichtlich nicht in der Lage 
waren, Umweltrisiken mit dem richtigen Preis 
zu versehen. Für das deutsche EZB-Direktori-
umsmitglied Isabel Schnabel wurde sogar 
umgekehrt ein Schuh daraus, da der Klima-
wandel Risiken mit sich bringen könnte, die 
auch das EZB-Ziel der Preisstabilität gefähr-
den. Die grüne Transformation der Wirtschaft 
gefährdet nämlich viele klimaschädlich agie-
rende Unternehmen in ihrer Existenz, ich er-
gänze: zu Recht!, woraus sich Verlustrisiken 
für die Investoren und Geldgeber ergeben, 
welche die Stabilität des Finanzsystems insge-
samt gefährden. Nicht nur die EZB fragt sich, 
woher die Investitionen für Klima- und Arten-
schutz bezahlt werden sollen; wir geben uns 
verzweifelt, dass das Geld ohne Steuererhö-
hungen nicht zu beschaffen sei. Das stimmt, 
insofern schon mehr Steuergerechtigkeit und 
weniger Steuervermeidung (wie zuletzt in 
den Panama- und Pandora-Papers eindrück-
lich aufgedeckt) sowie die Streichung von 
Subventionen und steuerlichen Anreize, die 
immer noch in fossile Industriezweige gege-
ben werden, Milliarden an Investitionsmitteln 
bereitstellen würde.
Ein konkreter Ansatz könnte der von mir ge-
meinsam mit David Löw Beer, Teresa Schlüter 
und Hans-Joachim Schellnhuber vorgeschla-
gene Zukunftsfonds für die Nachhaltigkeits-
wende sein. Ein solcher böte unseres Erach-

tens einen praktikablen Weg zur baldigen 
Dekarbonisierung, der sowohl sozial verträg-
lich ausgestaltet ist als auch Ansprüchen an 
Generationengerechtigkeit genügt. Ange-
sichts der Dringlichkeit des Problems rechtfer-
tigt ein etwaiges Ungenügen der theore-
tischen Gesamtposition sicherlich keinen wei-
teren Verzicht auf praktisches Handeln. Der 
Fonds hat als Ziel die Möglichkeit von langfri-
stigen Anlagen auf Grundlage strenger Nach-
haltigkeitskriterien mit einer Dividende für die 
sozial- und strukturpolitische Flankierung der 
Transformation und einer generellen Entla-
stung der Strom- und Mehrwertsteuer. Die 
Einnahmen speisen sich aus CO2-Steuern und 
dem Emissionshandel und, das wäre die Steu-
ererhöhung, aus einer Flat-Tax-Nachlasssteu-
er von 25 % bei Nachlässen von über einer 
halben Million Euro, die unseres Erachtens 
dadurch gerechtfertigt sind, dass Erbschaften 
in Millionenhöhe allesamt durch die kumu-
lierte fossile Produktion der letzten Jahr-
zehnte genährt worden sind und sozialstruk-
turell zu einer endlosen Privilegierung der Rei-
chen und Superreichen führen. Die deutschen 
Erbschaftssteuersätze liegen im internationa-
len Vergleich skandalös niedrig.
Ich komme damit zu meiner Schlussfolge-
rung: Den Staat wieder einbringen! Das neo-
liberale Leitbild, man solle und könne staatli-
che Aufgaben in einem reinen Nachtwächter-
staat erfüllen, war immer eine Illusion: “Mar-
ketcraft” kommt erst durch “statecraft” zur 
Geltung – Märkte waren wie gesagt nicht ein-
fach da, sie mussten geschaffen werden. 
Adam Smith war ein Staatskritiker vor allem 
da, wo durch staatliches Handeln bestimmte 
Interessengruppen privilegiert und Monopole 
auf Kosten der Verbraucher gebildet werden 
konnten. Die marktradikale, man könnte 
auch drastischer sagen: marktblöde Entstaat-
lichungsrhetorik der 1970er bis 1990er Jahre 
verschleierte solche Effekte, die erheblich zur 
Verschärfung sozialer Ungleichheit beigetra-
gen hatten. Und ganz offen betrieben wird 
“state capture”, bei der sich Privatinteressen 
und Parteien den Staat regelrecht zur Beute 
machten und Autokratien stärken, wie wir es 
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in den postkommunistischen Staaten, aber 
auch in den USA und Brasilien erleben. Wer 
sich da ungerührt auf Friedrich Hayek oder 
gar Ayn Rand beruft, um den Staat noch wei-
ter zurückzudrängen und zu diskreditieren, 
sollte nach der Bankenkrise 2008/2009 und 
jetzt in der Pandemie auf Staatshilfen selbst 
„ausnahmsweise“ verzichtet haben. Aber 
nebbich: Steuerprivilegien, Kapitalaufsto-
ckungen, Bürgschaften, Sofort- und Über-
brückungs-hilfen und vieles andere waren 
und sind hochwillkommen.
Der Staat wird benötigt, wenn der Markt ver-
sagt. Dabei entpuppt sich „Staat“ ohnehin 
als eine idealtypisch stilisierte Entität gegen-
über dem Markt und der (Zivil-)Gesellschaft; 
staatliche Institutionen (wie das öffentliche 
Recht) und Organisationen (wie die Bürokra-
tie) sind in der Praxis weit stärker vergesell-
schaftet als die theoretische Überordnung des 
Gewaltmonopols vermuten lässt. Das führte 
zu dem Anstoß, den Staat „wiedereinzubrin-
gen“, staatliche Funktionen also nicht nur als 
Notanker bei Katastrophen und Krisen zu 
würdigen, sondern ihren möglichen Beitrag 
zur aktiven Gestaltung einer nachhaltigen 
Wirtschaft und Gesellschaft herauszustrei-
chen, wie das jetzt mit der Widmung der Re-
covery-Programme der EU nach der Pandemie 
für klimafreundliche Ziele im Prinzip gesche-
hen soll. Der nationale Staat versagt bei der 
Kontrolle unerwünschter Globalisierungsfol-
gen und bei der Abwendung massiver Um-
weltkrisen, namentlich des Klimawandels und 
des Artensterbens, sowie anderer, die Bela-
stungsgrenzen erreichenden und schon über-
schreitenden Zerstörungstendenzen, die sich 
zu verhängnisvollen Kipppunkten des Erdsy-
stems verbunden haben. Es wurden Ansätze 
der Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik in 
den Staatsverwaltungen verankert, nicht zu-
letzt unter dem Eindruck von neuen sozialen 
Bewegungen und im Einklang mit einem brei-
ter werdenden Wertewandel. Zudem wurden 
internationale Konventionen und Verträge 
(wie Paris 2015) aufgesetzt. Aber es mangelt 
an entscheidenden Durchbrüchen. Nachhal-
tige Technologieinnovationen sind vorhan-

den, das Investitionsverhalten der Unterneh-
men verändert sich, eine umweltsensible Bür-
gergesellschaft hat sich zu individuellen und 
kollektiven Verhaltenskorrekturen durchge-
rungen. Weiterhin fehlt aber der ökologische 
„Wumms!“, also eine entschlossene Hebel-
wirkung mit allen Instrumentarien staatlichen 
Handelns von der Gesetzgebung und Ver-
botsverordnung über finanzielle Anreize und 
persuasive Kommunikation. Stattdessen wer-
den fossile Industrien weltweit immer noch 
subventioniert (Verstoß 1 gegen die Markt-
wirtschaft), Lobbyinteressen z.B. der Energie-
wirtschaft berücksichtigt (Verstoß 2) und In-
vestitionen in untergehende Branchen ge-
lenkt (Verstoß 3). Wir haben keine Markt-, 
sondern oftmals eine Machtwirtschaft.
Bei Koalitionsverhandlungen werden nicht 
nur Programme angeglichen und Posten ver-
geben, es bedarf einer weitgehenden Reform 
der Regierungsorganisation, die meiner kri-
tischen Lektüre nach bisher einzig Robert Ha-
beck auf dem Schirm hatte. Die Ressortvertei-
lungen der letzten dreißig Jahre in der Far-
benlehre der Berliner Republik demonstrieren 
die schwarze Hegemonie im Kanzleramt, die 
großkoalitionäre Aufteilung des Finanzmini-
steriums, die Vizekanzlerdomänen auswärti-
ger Politik für die kleinen Koalitionspartner, 
die roten und blauen Domänen – und endlich 
ein Post-Ressort, das aufgegeben wurde, ob-
wohl es genau den Keim des ersehnten Digi-
talministeriums hätte abgeben können.
Ressorts sind bekanntlich die Heiligtümer der 
Bürokratie. Das Ressortprinzip ist in Art. 65, 
Satz 2 Grundgesetz verankert: Für den jewei-
ligen „Geschäftsbereich“ ist ein Bundesmini-
sterium zuständig, das seine Aufgaben 
„selbstständig und unter eigener Verantwor-
tung“ verfolgt; neben der Erstzuständigkeit, 
einem fachlichen Initiativrecht, beinhaltet das 
auch eine Letztzuständigkeit, wenn es um die 
Konkretisierung und Implementierung einer 
Maßnahme oder eines Gesetzes geht. Soweit 
die Theorie. Sie erinnern sich vielleicht noch 
an den offenen Streit zwischen Agrar- und 
Umweltressort 2017, als der damalige Land-
wirtschaftsminister Gerd Müller (CSU) bei ei-
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ner EU-Entscheidung die deutsche Stimme für 
die bis dahin fehlende Zulassungsverlänge-
rung von Glyphosat abgab, gegen das klare 
Veto der Umweltkollegin Barbara Hendricks 
und die Gepflogenheit von Regierungen, sich 
bei internen Differenzen der Stimme zu ent-
halten. Damals flogen die Fetzen, denn Mül-
ler verletzte das ebenfalls im Grundgesetz 
verankerte Kollegialprinzip (Art. 65, S. 3), das 
Regierungsmitglieder verpflichtet, mehrheit-
liche Beschlüsse nach außen gemeinschaftlich 
zu vertreten. In Sachen Insektenschutz 
drängte zuletzt die Bundeskanzlerin auf einen 
Konsens und brachte so ein weiteres Verfas-
sungsprinzip zur Geltung, die Richtlinienkom-
petenz (Art. 65, S. 1 GG) der Kanzlerin, die 
auch in anderen Konfliktfällen stets eine eher 
informelle Autoritätsreserve darstellt. Ver-
meintliche Zielkonflikte zwischen Ökonomie 
und Ökologie, zwischen Wachstum und 
Nachhaltigkeit haben notorisch zu Ressort-
streitigkeiten zwischen den zuständigen Mi-
nisterien geführt. Die Härte des Ressortegois-
mus erwies sich nicht zuletzt daran, wenn ein 
Amtsinhaber gleich welcher Couleur vom 
Bundesministerium Umwelt ins Bundesmini-
sterium Wirtschaft wechselte, wie im Fall von 
Sigmar Gabriel und Peter Altmaier, die sich 
den jeweiligen Ressorts chamäleongleich an-
passten. Und ich scheue mich nicht zu for-
dern, dass das Wirtschaftsministerium neben 
dem Verkehrsministerium als reinen Subventi-
onstankstellen ohne jede konzeptionelle Fan-
tasie heute das überflüssigste von allen ist. 
War denn ein Wirtschaftsminister „unzustän-
dig“ für ein Thema wie Klima- und Arten-
schutz, oder kann auf der anderen Seite des 
Kabinettstisches eine Umweltministerin dafür 
„alleinzuständig“ sein? Das ist angesichts der 
Komplexität der Materien ein hoffnungslos 
veraltetes Denken; die anstehenden Infra-
struktur-Maßnahmen erfordern ressortüber-
greifende Vernetzung der Verwaltungen, die 
einem Einzelministerium höchstens noch eine 
Koordinierungsrolle zuweist. Organisations- 
und Politikberater und Politikwissenschaftler 
mahnen seit Langem eine „Modernisierung“ 
an, die meistens nur eine Verbesserung der 

Kommunikation und eine Effizienzsteigerung 
im Auge hat.
Am Beispiel des Klima- und Artenschutzes 
und anderer, der Politik im Anthropozän auf-
gezwungenen Dringlichkeitsaufgaben drän-
gen jedoch inhaltliche Aspekte zu einer Reor-
ganisation der Exekutive, genau wie übrigens 
zur Aufhebung des hochspezialisierten Fakul-
tätendiskurses an den Universitäten in eine 
holistische Richtung. In diese Richtung gingen 
Vorschläge der in London tätigen Wirt-
schaftsprofessorin Mariana Mazzucato an die 
EU-Kommission von 2019, versäulte „Silo-In-
teressen“ einzelner Politikfelder – exempla-
risch die lobbyabhängige Agrar- und Gesund-
heitspolitik – durch akteurs- und sektorenü-
bergreifende „Missionen“ zu überwinden, 
um Politikerfolge zu beschleunigen und 
Selbstblockaden zu vermeiden. Solche Missi-
onen können die Vermeidung tödlicher Unfäl-
le im Straßenverkehr oder die Stärkung der 
Prävention im Gesundheitswesen sein – bis 
hin zu den Null-Zielen der Dekarbonisierung. 
Keines dieser Ziele kann von einzelnen Res-
sorts verantwortet und bewältigt, aber auch 
nicht zur Chefsache an der Spitze der Exeku-
tive delegiert werden; es bedarf der flexiblen 
Mitwirkung aller Ressorts, die über die Errei-
chung der gesteckten Ziele Sektor für Sektor 
Rechenschaft ablegen müssen. SPD-Kanzler-
kandidat Scholz hatte sich den Terminus für 
die Missionen Klimaneutralität, Mobilität, Di-
gitalisierung, Gesundheitsversorgung im 
Wahlkampf zu eigen gemacht, wobei zu be-
achten ist, dass das bisher von ihm geführte 
Finanz-Ministerium durch seine Haushaltsauf-
sicht de facto schon ein faktisches Quer-
schnittsressort war, allerdings eher als Diszi-
plinarinstrument und in der Regel ohne die 
gewünschten Innovationsimpulse. Diese 
könnten in einer missionsbezogenen Infra-
strukturfinanzierung unter Einbeziehung öf-
fentlicher und privater Investoren und ange-
messener demokratischer Kontrolle in Zu-
kunftsfonds weit besser zur Geltung kom-
men. Das Missionenprinzip ist meines Erach-
tens kein Import neoliberaler Flexibilisierung 
in die Regierungsorganisation, sondern rich-
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tig angewendet ein Beitrag zur Stärkung des 
Staates und zur Rückkehr einer aktiven Staat-
lichkeit.
Wir benötigen also eine neue politische Far-
benlehre, in der sich nicht nur eine Ampelko-
alition finden könnte, eine lagerübergreifen-
de, auch für den Klima- und Artenschutz 
kämpfende Abgeordnete der künftigen Op-
position einbeziehende Koalition der Willi-
gen, die das Gebot der Stunde verstanden hat 
und den Green New Deal als Gemeinschafts-
vorhaben durchzieht.
Die dann auch unsere Studierenden nicht in 
Apokalypse und Kollaps verharren lässt, son-
dern den in Routine und Eigennutz verhar-
renden Homo Oeconomicus durch den Homo 
Cooperativus ablöst, der – in bester Unter-
nehmermanier – zu neuen Ufern aufbricht. 

Welche Institution, wenn nicht die Universi-
tät, kann der Ort sein, eine solche Reflexion 
zu stimulieren?
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